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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


—— Nr. 23. —— 


(Nr. 3139.) Verordnung, betreffend die vorbereitenden Maaßregeln zur Aufhebung der be— 
ſtehenden Grundſteuerfreiheiten. Vom 29. Juni 1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, Koͤnig von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 
verordnen auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, was folgt: 


5 F. 1. 

Um fuͤr die verheißene Aufhebung der beſtehenden Grundſteuerfreiheiten, 
uͤber welche den Kammern ein Geſetzentwurf vorgelegt werden wird, die noth⸗ 
wendigen Grundlagen zu beſchaffen, ſollen von den Behoͤrden die vorbereiten— 
den Maaßregeln dazu ungefäumt getroffen und die Steuervertheilungs-Nach⸗ 
weiſungen vorlaͤufig aufgeſtellt werden. 


H. 2. 

Zur Mitwirkung hierbei ſoll in denjenigen Landestheilen, wo es von der 
Bezirksregierung fuͤr erforderlich erachtet wird, fuͤr jeden landraͤthlichen Kreis 
oder, ſofern ein Kreis zum Zwecke des Geſchaͤfts in kleinere Abtheilungen ge— 
theilt werden muß, für jede derartige Abtheilung unter dem Vorſitz des Kreis- 
landraths oder eines anderen von der Bezirksregierung zu ernennenden Bevoll— 
maͤchtigten eine Kommiſſion zuſammentreten. 


H. 3. 
Dieſe Kommiſſion wird zu gleichen Theilen gebildet: f f 

a) aus Beſitzern von Grundſtuͤcken im Kreiſe oder in der Kreisabtheilung, 
welche der landesuͤblichen Grundſteuer unterliegen; 

b) aus Beſitzern von Grundſtuͤcken im Kreiſe oder in der Kreisabtheilung, 
welche von der landesuͤblichen Grundſteuer ganz oder theilweiſe be— 
reit ſind; f 

c) hir ſolchen Perſonen, welche bei der Beſteuerung ſelbſt Fein Intereſſe 
haben, dagegen ihrem Berufe nach zur Mitwirkung als Sachverſtaͤndige 
ſich eignen. 
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Die Zahl der Kommiſſions-Mitglieder wird nach Beduͤrfniß von der Be— 
zirksregierung beſtimmt. 

F. 4. 

Die im H. 3. zu a. bezeichneten Kommiſſions-Mitglieder werden von den 
Ortsſchulzen der laͤndlichen Gemeinden im Kreiſe oder in der Kreisabtheilung, 
die zu b. gedachten von den Rittergutsbeſitzern im Kreiſe oder in der Kreis— 
Abtheilung und von den Vertretern der dazu gehoͤrigen Kirchen, Pfarren, 
Schulen und milden Stiftungen, ſofern dieſelben ſich im Beſitz ganz oder theil— 
weiſe grundſteuerfreier Grundſtuͤcke befinden, nach einfacher Stimmenmehrheit 
gewaͤhlt. Fuͤr die im Kreiſe oder in der Kreisabtheilung belegenen landesherr— 
lichen Domainen und Forſten beſtellt die Bezirksregierung einen Vertreter als 
Mitglied der Kommiſſion. 

Die im F. 3. zu c. bezeichneten Kommiſſions-Mitglieder werden von dem 
Kreislandrath oder Regierungs-Bevollmaͤchtigten berufen. 


H. 5. 


Die Mitglieder der im H. 3. bezeichneten Kommiſſionen erhalten die nach 
den allgemeinen Beſtimmungen feſtzuſetzenden Reiſe- und Tagegelder, die zu a. 
und b. gedachten jedoch nur dann, wenn fie zum Zwecke des Geſchaͤfts die 
Nacht außerhalb ihres Wohnorts zuzubringen genoͤthigt ſind. 


§. 6. a 
Eine von der Bezirksregierung zu ertheilende Anweiſung wird mit Be— 
ruͤckſichtigung des beſtehenden Steuer-Syſtems die beſonderen Obliegenheiten und 
den Geſchaͤftsgang der Kommiſſion naͤher beſtimmen. 


§. M 
Alle Behörden, Gemeinden und Privatperſonen find verpflichtet, die in 
ihrem Beſitz befindlichen Flurkarten, Riſſe, Pläne, Zeichnungen, Vermeſſungs— 
und Bonitirungs-Regiſter, Kauf- und Pachtanſchlaͤge, Kataſter, Privilegien, Ver— 
leihungs-Urkunden, Kauf- und Pachtkontrakte und alle ſonſtige Schriftſtuͤcke, 
welche bei der Ausfuͤhrung der nach dieſer Verordnung zu fertigenden Vor— 
arbeiten von Nutzen ſein koͤnnen, den Kommiſſionen und deren Vorſitzenden auf 
deren Erfordern zur Einſicht und Benutzung zugaͤnglich zu ſtellen. 
$. 8. 
Der Finanzminiſter iſt mit der Ausfuͤhrung dieſer Verordnung beauftragt. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck— 
tem Koͤniglichen Inſiegel. 
Gegeben Sansſouei, den 29. Juni 1849. 
(12.8) Friedrich Wilhelm. 


Gr. v. Brandenburg. v. Ladenberg. v. Manteuffel. v. Strotha. 
v. d. Heydt. v. Rabe. Simons. 


(Nr. 3140.) 
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(Nr. 3140.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 20. April 1849., betreffend die Erhebung eines Chauſſee— 
geldes auf der Straße von Zirke nach Kwilcz, nebſt dem Tarife. 


Auf den Bericht vom 12. April d. J. will Ich den hierbei zuruͤckgehenden 
Beſchluß der Staͤnde des Birnbaumer Kreiſes vom 22. Auguſt 1846, wegen 
Uebernahme der Unterhaltung der auf Koſten des Kreiſes erbauten Kieschauſſee 
zwiſchen Kwilez und Zirke beſtätigen, den genannten Kreisſtaͤnden auch die Be⸗ 
fugniß, fuͤr die gedachte Straßenſtrecke als Wegegeld die Haͤlfte der Saͤtze des 
ledesmaligen Tarifs zur Erhebung des Chauſſeegeldes auf den Staatsſtraßen 
waͤhrend eines Zeitraumes von zehn Jahren zu erheben, unter der Bedingung 
verleihen, daß die etwanigen Einnahme-Ueberſchuͤſſe vorzugsweiſe zur Verminde— 
rung der, auf einzelnen Strecken jener Straße das vorgeſchriebene Maaß von ſechs 
Zoll fuͤr die laufende Ruthe uͤberſchreitenden Steigungen verwendet werden. 
Dieſer gegenwaͤrtige Befehl iſt nebſt dem angeſchloſſenen Tarif durch die Geſetz— 
= ſammlung zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Charlottenburg, den 20. April 1849. 
Friedrich Wilhelm. 
v. Manteuffel. v. d. Heydt. v. Rabe. 
An die Staatsminiſter v. Manteuffel, v. d. Heydt und v. Rabe. 


Ar. 3140.) 37 Tarif 


- u — 


T ar i f 


zur Erhebung des Chauſſeegeldes für die Straße von Zirke 
nach Kwilcz. 


An Chauſſeegeld wird entrichtet: 
A. Vom Fuhrwerk einſchließlich der Schlitten: 
J. zum Fortſchaffen von Perſonen, als Extrapoſten, Kutſchen, 
Kaleſchen, Kabriolets u. ſ. w. für jedes Zugthier .. 
II. zum Fortſchaffen von Laſten: 

1) von beladenem, d. h. von ſolchem, worauf ſich außer deſſen 
zubehör und außer dem Futter für höchſtens drei Tage, an 
anderen Gegenftänden mehr, als zwei Zentner, befinden, — 
Fr . u. 

2) von unbeladenem: 

a) Frachtwagen, für jedes Zugthie 
b) 1 Landfuhrwerk und Schlitten, fuͤr jedes Zug— 
, . > 

B. Von unangeſpannten Thieren: 
J. von jedem Pferde, Maulthiere oder Mauleſel, mit oder ohne 
Fete d —TTôT—.weT 
II. von jedem Stuͤck Rindvieh oder Eſel nnn 
III. 18 je fünf Fohlen, Kaͤlbern, Schaafen, Laͤmmern, Schweinen, 
en EHER 
Weniger, als fünf der vorſtehend zu III. gedachten Thiere, 

ſind frei. 


Befreiungen. 


Chauſſeegeld wird nicht erhoben: 
1) von Pferden und Maulthieren, welche den Hofhaltungen des Koͤniglichen 
Hauſes oder den Koͤniglichen Geſtuͤten angehoͤren; 

2) von Armeefuhrwerken und von Fuhrwerken und Thieren, welche Militair 
auf dem Marſche bei ſich fuͤhrt, von Pferden, welche von Offizieren 
oder in deren Kategorie ſtehenden Militairbeamten im Dienſt und in 
Dienſtuniform geritten werden; imglichen von den unangeſpannten etats— 
maͤßigen Dienſtpferden der Offiziere, wenn dieſelben zu dienſtlichen Zwecken 
die Offiziere begleiten oder beſonders gefuͤhrt werden, jedoch in letzterem 
Falle nur, ſofern die Fuͤhrer ſich durch die von der Regierung ausge— 
ſtellte Marſchroute, oder durch die von der oberen Millitairbehoͤrde 
ertheilte Ordre ausweiſen; 

von Fuhrwerken und Thieren, deren mit Freikarten verſehene oͤffentliche 
Beamte auf Dienſtreiſen innerhalb ihrer Geſchaͤftsbezirke oder Pfarrer 
bei Amtsverrichtungen innerhalb ihrer Parcchie ſich bedienen; 


= 
— 


4) von 
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4) von ordinairen Poſten, einſchließlich der Schnell, Kariol- und Reitpoſten, 
nebſt Beiwagen, imgleichen von öffentlichen Kurieren und Eſtafetten und 
er allen, von Poſtbefoͤrderungen leer zuruͤckkehrenden Wagen und 
Pferden; 

5) von Fuhrwerken und Thieren, mittelſt deren Transporte fuͤr unmittelbare 
Rechnung des Staates geſchehen, auf Vorzeigung von Freipaͤſſen; von 
Vorſpannfuhren auf der Hinz und Ruͤckreiſe, wenn fie ſich als ſolche 
durch die Beſcheinigung der Ortsbehoͤrde, imgleichen von Lieferungsfuhren, 
ebenfalls auf der Hin- und Ruͤckreiſe, wenn ſie ſich als ſolche durch den 
Fuhrbefehl ausweiſen; 

6) von Feuerloͤſchungs-, Kreis- und Gemeine-Huͤlfsfuhren; von Armen- und 
Arreſtantenfuhren; 

7) a. von Fuhren mit thieriſchem Duͤnger (Stallduͤnger, Miſt); 

b. von Wirthſchaftsvieh und von Beſtellungs- und Aerndtefuhren, ein— 
ſchließlich der Fuhren mit Aſche, Gyps, Kalk u. ſ. w. zur Duͤngung; 

c. von Fuhren mit Baumaterialien zum eigenen Bedarf und mit Brenn- 
materialien zum eigenen Heizungs⸗ und gewoͤhnlichen landwirthſchaft⸗ 
lichen Bedarf, einſchließlich desjenigen fuͤr die mit der Landwirthſchaft 
verbundenen Brau- und Brennereien, inſofern dieſe Bau- und Brenn⸗ 
materialienfuhren mit eigenem Geſpann oder durch Frohndienſte ver- 
richtet werden; 

8) von Kirchen- und Leichenfuhren innerhalb der Parochie; 

9) von Fuhrwerken, die Chauſſeebau-Materialien anfahren. 


Zuſaͤtzliche Beſtimmungen. 


1. Die obigen Saͤtze werden, wenn das Chauſſeegeld fuͤr Staatschauſſeen 
ermaͤßigt werden ſollte, ebenfalls verhaͤltnißmaͤßig herabgeſetzt. 

2) Von den zuſaͤtzlichen Vorſchriften des Tarifs zur Erhebung des Chauſ⸗ 
ſeegeldes fuͤr die Staatschauſſeen vom 29. Februar 1840. (G. S. für 
1840. S. 95. folg.) finden die polizeilichen Beſtimmungen Nr. 7. bis 
23. auf dieſe Straße ebenfalls Anwendung. 


Charlottenburg, den 20. April 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


von Manteuffel. von der Heydt. von Rabe. 


(Nr. 3140-3141.) (Nr. 3141.) 
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(Nr, 3141.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 25. Mai 1849., betreffend die Errichtung eines Ge— 
N werbegerichts für die Städte Magdeburg, Neuſtadt-Magdeburg und Su— 
denburg und fuͤr die Ortſchaft Buckau. 


N) ; 

Al Ihren Bericht vom 12. Mai d. J. genehmige Ich hierdurch die von 
den Gewerbetreibenden in Magdeburg und Umgegend beantragte Errichtung 
eines Gewerbegerichtes fuͤr die Staͤdte Magdeburg, Neuſſadt⸗Magdeburg und 
Sudenburg und die Ortſchaft Buckau. Das Gericht ſoll ſeinen Sitz in der 
Stadt Magdeburg haben und aus dreizehn Mitgliedern beſtehen, von welchen 
in der Klaſſe der Arbeitgeber drei Handwerker aus Magdeburg, ein Hand— 
werker aus einem der drei anderen Orte, ein Fabrikant aus Magdeburg, ein 
ſolcher aus Neuſtadt und ein dritter aus Sudenburg oder Buckau, in der Klaſſe 
der Arbeitnehmer aber zwei Handwerksgeſellen aus Magdeburg und ein ſolcher 
aus einem der drei anderen Orte, ſo wie ein Fabrikarbeiter aus Magdeburg, 
ein ſolcher aus Neuſtadt und ein dritter aus Sudenburg oder Buckau, zu waͤh— 
len ſind. Sie haben hiernach das Weitere zu veranlaſſen. 


Sansſouei, den 25. Mai 1849. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 
An die Staats-Miniſter v. d. Heydt und Simons. 


(Fr. 3142.) 
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(Fr. 3142.) Privilegium wegen Emiſſion von 1,000,000 Thalern Prioritaͤts-Obligationen 
der Berlin-Potsdam-Magdeburger Eiſenbahn-Geſellſchaft. Vom 27. Juni 
1849. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. dc. 


Nachdem von Seiten der unterm 17. Auguſt 1845. von Uns beſtaͤtigten 
Potsdam-Magdeburger Eiſenbahn⸗Geſellſchaft, welche jetzt den Namen Berlin 
Potsdam-Magdeburger Eiſenbahn-Geſellſchaft führt, darauf angetragen worden 
iſt, ihr zur Beſchaffung der zur Tilgung dringender Schulden, zur Ausfuͤhrung 
einiger noch ruͤckſtaͤndiger konzeſſionsmaͤßiger Bauten und zur möglichiten 
Vollendung des zweiten Geleiſes noͤthigen Geldmittel die Ausſtellung auf den 
Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener Obligationen, jede zu Ein— 
hundert Thalern, im Betrage von 1,000,000 Thalern zu geſtatten, fo ertheilen 
Wir in Gemäßheit des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von 
Papieren, welche eine Zahlungs verpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch 
gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion 
der gedachten 10,000 Stuͤck Obligationen zu Einhundert Thalern unter nach— 
ſtehenden Bedingungen. 


§. 1. 


Die Obligationen, auf deren Ruͤckſeite ein Abdruck dieſes Privilegiums 
beigefuͤgt wird, werden nach dem beiliegenden Schema mit der Bezeichnung 
Litt. D. ausgefertigt und von dreien Direktoren und dem Rendanten der Ge— 
ſellſchaft unterzeichnet. 

Es wird den vermoͤge Unſers Privilegiums vom 17. Auguſt 1845. 
(Geſetz⸗Sammlung für das Jahr 1845., Seite 572. u. f.) ausgegebenen oder 
auszugebenden, mit Litt. A. und Litt. B. bezeichneten Obligationen der Potsdam⸗ 
Magdeburger Eiſenbahn-Geſellſchaft, im Geſammtbetrage von 2,367,200 Tha— 
lern, und den vermoͤge Unſerer Privilegien vom 10. Juli 1846. (Geſetz-Sammlung 
für das Jahr 1846., Seite 319. u. f.) und vom 21. Juni 1847. (Geſetz⸗ 
Sammlung für das Jahr 1847., Seite 247. u. f.) ausgegebenen, mit Lit. G. 
bezeichneten Obligationen derſelben Geſellſchaft im Geſammtbetrage von 
n Thalern hierdurch die Prioritaͤt vor den Obligationen Litt. D. vor⸗ 

ehalten. 


$. 2. 


Die Obligationen tragen fuͤnf Prozent Zinſen. Zu deren Erhebung 
werden den Obligationen zunächſt für 6 Jahre 12 halbjaͤhrige, am 2. Januar 
und 1. Juli der betreffenden Jahre zahlbare Zinskupons Nr. 1. bis 12. nach 
beiliegendem Schema beigegeben. 

Nr. 31420 ö Beim 
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Beim Ablaufe dieſer und jeder folgenden ſechsjaͤhrigen Periode werden 
nach vorheriger oͤffentlicher Bekanntmachung fuͤr anderweite ſechs Jahre neue 
Zinskupons ausgereicht. Die Ausreichung 8 an den Praͤſentanten des 
letzten Kupons — mit deſſen Ruͤckgabe zugleich uͤber den Empfang der neuen 
quittirt wird — ſofern nicht vor deſſen Faͤlligkeitstermine dagegen von dem 
Inhaber der Obligation bei dem Direktorio ſchriftlich Widerſpruch erhoben 
worden iſt; im Falle eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung an 
den Inhaber der Obligation. Dieſe Beſtimmung wird auf dem jedesmaligen 
letzten Kupon beſonders vermerkt. 


$. 3. 


Die Anſpruͤche auf Zinsverguͤtung erlöfchen und die Zinskupons werden 
unguͤltig und werthlos, wenn dieſe nicht binnen vier Jahren nach der Verfall— 
zeit zur Zahlung praͤſentirt werden. 


F. 4. 


Die Verzinſung der Obligationen hoͤrt an dem Tage auf, an welchem 
ſie zur Zuruͤckzahlung faͤllig ſind. Wird dieſe in Empfang genommen, ſo 
muͤſſen zugleich die ausgereichten Zinskupons, welche ſpaͤter als an jenem Tage 
verfallen, mit der faͤlligen Obligation eingeliefert werden; geſchieht dies nicht, 
fo wird der Betrag der fehlenden Zinskupons von dem Kapitale gekürzt und 
zur Einloͤſung dieſer Kupons verwendet. 


$. 3. 


Zur allmaͤligen Tilgung der Schuld wird jaͤhrlich ein halbes Prozent 
von dem Kapitalbetrage aller emittirten Obligationen nebſt dem Betrage der 
erſparten Zinſen der eingeloͤſten Obligationen verwendet. Außerdem ſteht der 
Geſellſchaft eine allgemeine Kuͤndigung der Obligationen mit Genehmigung 
Unſers Handelsminiſterii zu. 

Die Beſtimmung der jährlich zur Tilgung kommenden Obligationen ge: 
ſchieht durch Auslooſung Seitens des Direktorii mit Zuziehung eines das Pro— 
tokoll fuͤhrenden Notarius in einem 14 Tage zuvor einmal oͤffentlich bekannt 
gemachten Termine, zu welchem Jedermann der Zutritt freiſteht. 

Die Bekanntmachung der ausgelooſten Obligationen, ſo wie einer allge— 
meinen Kündigung derſelben erfolgt durch dreimalige Einruͤckung in die oͤffent— 
lichen Blätter (§. 10.); die erſte Einruͤckung muß mindeſtens drei Monate vor 
dem beſtimmten Zahlungstermine ſtattfinden. Die Einloͤſung der ausgelooſten 
Obligationen geſchieht am 1. Juli jeden Jahres, die Einloͤſung der gekuͤndig— 
ten Obligationen kann ſowohl am 2. Januar, als am 1. Juli jeden Jahres 
ſtatt finden. 

Die Ruͤckzahlung erfolgt in beiden Fallen nach dem Nennwerthe gegen 
Auslieferung der Obligationen an deren Praͤſentanten. Die im Wege des 
Tilgungsverfahrens eingeloͤſten Obligationen werden unter Beobachtung der oben 

wegen 


— 245 — 


wegen der Auslooſung vorgeſchriebenen Form verbrannt. Diejenigen, welche 
im Wege der Kuͤndigung oder der Ruͤckforderung (F. 8.) eingelöft werden, 
kann die Geſellſchaft wieder ausgeben. Ueber die Ausfuͤhrung der Tilgung 
wird dem fuͤr das Eiſenbahn-Unternehmen beſtellten Kommiſſarius des Staats 
jaͤhrlich Nachweis gefuͤhrt. 


$. 6. 


Sollen angeblich verlorene oder vernichtete Obligationen amortiſirt wer⸗ 
den, ſo wird gerichtliches Aufgebot nach den allgemeinen geſetzlichen Beſtim⸗ 
mungen erlaſſen. Fuͤr dergeſtalt amortiſirte, ſo wie auch fuͤr zerriſſene oder 
ſonſt unbrauchbar gewordene, an die Geſellſchaft zuruͤckgelieferte und gaͤnzlich 
zu kaſſirende Obligationen werden neue dergleichen ausgefertigt. 


H. 7. 


Die Nummern der zur Zuruͤckzahlung, 3 nicht zur Einloͤſung vor- 
gezeigten Obligationen werden während drei Jahren nach dem Zahlungster⸗ 
mine jaͤhrlich einmal von dem Direktorium der Geſellſchaft, Behufs der 
Empfangnahme der Zahlung Öffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche 
nicht innerhalb 10 Jahren nach dem letzten oͤffentlichen Aufrufe zur Einloͤſung 
vorgezeigt werden, ſind werthlos, welches von dem Direktorium unter Angabe 
der werthlos gewordenen Nummern alsdann öffentlich zu erklaͤren iſt. Die 
Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keinerlei Verpflichtung mehr. 


H. 8. 


Außer dem, im H. 5. gedachten Falle find die Inhaber der Obligatio— 
nen berechtigt, deren Nennwerth in folgenden Faͤllen von der Geſellſchaft zu— 
ruͤckzufordern: 


a) wenn fällige Zinskupons, ungeachtet ſolche gehörig zur Einloͤſung 
präfentirt werden, länger als drei Monate unberichtigt bleiben; 

b) wenn der Transport-Betrieb auf der Eiſenbahn mit Dampfwagen oder 
e dieſelben erſetzenden Maſchinen laͤnger als ſechs Monate ganz 
aufhoͤrt; 

c) wenn gegen die Geſellſchaft in Folge rechtskraͤftiger Erkenntniſſe 
Schulden halber Exekution vollſtreckt wird; 

d) wenn die im H. 5. feſtgeſetzte Tilgung der Obligationen nicht einge— 
halten wird. 


In den Faͤllen a. b. und c. kann das Kapital an demſelben Tage, wo 
einer dieſer Fälle eintritt, zuruͤckgefordert werden; im Falle d. ift dagegen eine 
dreimonatliche Kuͤndigungsfriſt zu beobachten. 

Das Recht der Zuruͤckforderung dauert in dem Falle a. bis zur Zahlung 
des betreffenden Zinskupons, in dem Falle b. bis zur Wiederherſtellung des 
unterbrochenen Transport-Betriebes, in dem Falle c. Ein Jahr, nachdem der 

Jahrgang 1849. (Nr. 3142.) 38 a vor⸗ 
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vorgeſehene Fall eingetreten iſt; das Recht der Kuͤndigung in dem Falle d. 
drei Monate von dem Tage ab, an welchem die Tilgung der Obligationen 
haͤtte erfolgen ſollen. f 


§. 9. 
Zur Sicherung der Verzinſung und Tilgung der Schuld wird feſtgeſetzt 
und verordnet: 


a) die vorgeſchriebene Verzinſung und Tilgung der Obligationen geht der 
Zahlung von Zinſen und Dividenden an die Aktionaire der Geſellſchaft 
vor; 

bis zur Tilgung der Obligationen darf die Geſellſchaft keine zur Eiſen— 
bahn und den Bahnhoͤfen erforderlichen Grundſtuͤcke verkaufen; dies 
bezieht ſich jedoch nicht auf die, außerhalb der Bahn und der Bahn— 
höfe befindlichen Grundſtuͤcke, auch nicht auf ſolche, welche innerhalb 
der Bahnhöfe etwa an den Staat oder an Gemeinden zur Errichtung 
von Poſt⸗, Polizei- oder ſteuerlichen Einrichtungen, oder welche zu Pack⸗ 
hoͤfen oder Waaren⸗ Niederlagen abgetreten werden möchten. Fuͤr den 
Fall, daß Unſere Gerichte einen Nachweis daruͤber erfordern ſollten, ob 
ein Grundſtuͤck zur Eiſenbahn und den Bahnhoͤfen erforderlich ſei oder 
nicht, genuͤgt ein Atteſt des fuͤr das Eiſenbahn-Unternehmen beſtellten 
Kommiſſarius; 

die Geſellſchaft darf weder Prioritaͤts-Aktien kreiren, noch neue Darlehne 
aufnehmen, es ſei denn, daß für die jetzt zu emittirenden Obligationen 
das Vorzugsrecht ausdruͤcklich ſtipulirt werde; 

d) zur Sicherheit fuͤr das im H. 8. feſtgeſetzte Ruͤckforderungsrecht iſt den 
Inhabern der Obligationen von der Berlin-Potsdam-Magdeburger Eiſen— 
bahn⸗Geſellſchaft das Geſellſchaftsvermoͤgen, namentlich die Berlin-Pots— 
damer und die Potsdam-Magdeburger Eiſenbahn dergeſtalt verpfaͤndet, 
daß denſelben die hypothekariſche Eintragung auf die der Geſellſchaft 
gehoͤrigen Immobilien geſtattet worden iſt. 

Die vorſtehend unter b. erlaſſene Beſtimmung ſoll jedoch auf die— 
jenigen Obligationen ſich nicht beziehen, die zur Zuruͤckzahlung faͤllig erklaͤrt, 
nicht innerhalb ſechs Monaten nach Verfall zur Empfangnahme der Zahlung 
gehoͤrig praͤſentirt werden. 


b 


Sat: 


C 


— 


H. 1 0. 


Alle in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachun— 
gen muͤſſen in den Staatsanzeiger, in eine zweite in Berlin erſcheinende und 
in die Magdeburger Zeitung eingeruͤckt werden. Sollte eins dieſer Blaͤtter ein— 
gehen, ſo genuͤgt die Bekanntmachung in den beiden andern, bis zu anderwei— 
tigen, mit Genehmigung Unſeres Handelsminiſteriums zu treffenden Beſtim— 
mungen. 


H. h e 


Auf die Zahlung der Obligationen, wie auch der Zinskupons, die jeder⸗ 
gi‘ 
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eit nach der Wahl der Berechtigten aus der Geſellſchaftskaſſe in Berlin oder 
Potsdam geleiftet wird, kann kein Arreſt bei der Geſellſchaft angelegt werden. 


$. 12. 


Die Verwendung dieſer neuen Anleihe erfolgt nach einem, von Unſerm 
Handelsminiſter vorzuſchreibenden und in der Ausfuͤhrung durch ſeine Anord— 
nungen zu ſichernden Plane. a b mn 

Zur Urkund Diefes und zur Sicherheit der Gläubiger haben Wir das 
gegenwärtige landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und 
unter Unſerm Königlichen Inſiegel ausfertigen laffen, ohne jedoch dadurch den 
Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrlei⸗ 
ſtung von Seiten des Staats zu geben oder Rechten Dritter zu prajudiziren. 

Gegeben Sansſouei, den 27. Juni 1849. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Rabe. 


Berlin-Potsdam-Magdeburger Eiſenbahn-Obligation 
Littr. D. M 
uͤber 


100 Thaler Preußiſch Kurant. 


Inhaber dieſer Obligation Littr. D. % hat auf Hoͤhe von Einhun— 
dert Thalern Preußiſch Kurant Antheil an dem, in Gemaͤßheit des umſtehend 
abgedruckten Allerhoͤchſten Privileg emittirten Kapitale von 1,000,000 Rthlr. 

Die Zinſen mit fünf Prozent für das Jahr find gegen die ausgegebe- 
nen, am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres zahlbaren halbjaͤhrlichen Zins— 
Kupons zu erheben. 

Potsdam, den ..... ten ARE 


Die Direktion der Berlin- Potsdam - Magdeburger Eiſenbahn— 
Geſellſchaft. 


Mit dieſer Obligation find für den Zeitraum 
vom zwölf halbjaͤhrliche Zins— 
Kupons Nr. 1. bis 12. ausgegeben, von welchen 
der letzte den umſtehend $. 2 Neft Vermerk 


2 


enthaͤlt. 


— — —— 
z . 


(Nr. 3142.) Erſter 
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Erſter Zins kupon 
zur 
Berlin-Potsdam⸗Magdeburger Eiſenbahn⸗Obligation 
Di DE... 


Zwei Thaler funfzehn Silbergroſchen Preußiſch Kurant hat Inhaber 
dieſes vom a „ab in Potsdam oder Berlin aus unferer 
Geſellſchaftskaſſe zu erheben. Dieſer Zinskupon wird ungültig und werthlos, 
1 er nicht binnen 4 Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt 
wird. 

Potsdam, den W 


Die Direetion der Berlin-Potsdam- Magdeburger Eiſenbahn— 
Geſellſchaft. 4 


Der Praͤſentant dieſes Kupons iſt zur 
Entgegennahme der folgenden, uͤber deren 
Empfang er zugleich durch deſſen Ruͤckgabe 
quittirt, berechtigt, wenn dagegen nicht vor 
dem Faͤlligkeitstermine deſſelben, ten.. 1 
vom Inhaber der Obligation bei der Direktion 
ſchriftlich Widerſpruch erhoben wird, in welchem 
eon die Ausreichung der neuen Kupons gegen 

eſondere Quittung an den Inhaber der Obli— 
gation erfolgt. 


